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I, Einleitung

Das1 wirtschaftspolitische Programm der Regierung Thatcher, das als Reaktion auf die 
"Krise des Keynesianismus" und die interventionistische Krisenregulierungspolitik der 
Labour-Regierungen entwickelt worden war, unternahm eine grundlegende Neubestim­
mung staatlicher Funktionen in der Wirtschaftspolitik. Durch den Rückzug des Staates aus 
der Wirtschaft und die Stärkung der Marktkräfte sollte eine "Redynamisierung der 
Wirtschaft" erreicht werden. Großbritannien avancierte damit zu einem "Modellfall" für 
jene wirtschaftspolitischen "Wende"-Versuche, die in der Folgezeit in mehreren 
kapitalistischen Demokratien zu beobachten waren.

Konnte dieses politisch ebenso umstrittene wie ambitionierte Programm in die Praxis 
umgesetzt werden? Die Telekommunikationspolitik kann aus drei Gründen als ein 
wichtiger Prüfstein bei der Beantwortung dieser Frage dienen. Erstens gelten die 
Informations- und Kommunikationstechnologien als "Schlüsseltechnologien" für die 
strukturelle Modernisierung kapitalistischer Ökonomien. Durch technologische 
Innovationen in der Mikroelektronik, der Übertragungs- und Vermittlungstechnik und der

1 Der vorliegende Beitrag basiert auf den Ergebnissen des Forschungsprojekts 
"Verlaufsmuster und Bedingungen von ordnungspolitischem Strategiewechsel im 
internationalen Vergleich" (Teilprojekt 'Telekommunikationspolitik") an der Fachgruppe 
Politik-/Verwaltungswissenschaft der Universität Konstanz. Das Projekt wurde geleitet 
von Prof. Dr. Gerhard Lehmbruch und gefördert aus Mitteln der Stiftung Volkswagen­
werk. Eine ausführliche Darstellung der Ergebnisse des Teilprojekts mit weiteren 
Literaturhinweisen findet sich bei Grande (1989).
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Datenverarbeitung wird die Telekommunikation zu einem zentralen Faktor im kapitalisti­
schen Produktionsprozeß. Nach Schätzungen der EG-Kommission (Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften 1987: 2f.) werden bis zum Ende dieses Jahrhunderts 7 % 
desBruttosozialproduktsderGemeinschaftvomTelekommunikationssektorerwirtschaftet 
werden; 1984 waren es noch 2 %. Bis dahin wird die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
von bis zu 60 Millionen Arbeitsplätzen in der EG in wesentlichem Ausmaß von den 
Informationstechnologien und -diensten und der Telekommunikation abhängen. Zweitens 
war der Telekommunikationssektor in Großbritannien Gegenstand intensiver staatlicher 
Regulierungen. Das Femmeldewesen war seit 1912 ein staatliches Monopol, das seit 1969 
von einem öffentlichen Unternehmen, dem Post Office (PO), ausgeübt wurde. Das PO 
hatte bis zum Amtsantritt der Regierung Thatcher ein umfassendes Monopol, Femmelde- 
netze zu errichten und zu warten, sowie das alleinige Recht, Dienste über diese Netze 
anzubieten und Endgeräte daran anzuschließen (Pye 1977). Von diesen Monopolrechten 
hatte das PO in der Vergangenheit weitestgehend Gebrauch gemacht. Drittens konnte 
die Regierung Thatcher bereits nach zwei Amtszeiten eine erstaunliche Bilanz in der 
Telekommunikationspolitik vorweisen. Gerade hier schien die marktwirtschaftliche 
Ideologie ihre größten Triumphe zu feiern: Das Post- und Femmeldewesen wurde 
organisatorisch getrennt; das staatliche Femmeldemonopol wurde abgeschafft und in allen 
relevanten Bereichen des Femmeldewesens - Endgeräte, Dienste und Netz - Wettbewerb 
zugelassen; der staatliche Netzbetreiber wurde in eine Aktiengesellschaft umgewandelt und 
mehrheitlich privatisiert; schließlich wurde eine unabhängige Regulierungsbehörde zur 
Regulierung des Telekommunikationssektors eingerichtet. Wurde damit das selbstgesteck­
te Ziel, "to enlarge freedom of choice by reducing the role of the State" (Howe; House of 
Commons, 12.6.1979: 240), erreicht? Werden im Bereich der Telekommunikation 
"industrial and commercial decisions (...) determined by the market and not by the State" 
(Department of Industry 1982: 1), wie es die Regierung wünschte? Kurz: Genügte die 
Telekommunikationspolitik der Regierung Thatcher den eigenen ordnungspolitischen 
Ansprüchen?

Diese Fragen sollen im folgenden in drei Schritten beantwortet werden. Im ersten Schritt 
wird ein Überblick über die wichtigsten Reformmaßnahmen in der britischen Telekommu­
nikationspolitik seit 1979 gegeben; im zweiten Schritt werden die wichtigsten Konsequen-
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zen dieser Reformen vorgestellt; und schließlich wird im dritten Schritt die neue Funktion 
des Staates in der britischen Telekommunikationspolitik analysiert. Dabei versuche ich zu 
zeigen, daß gerade wegen aller Reformen in der Telekommunikationspolitik der 
konservative Wunsch nach einem Rückzug des Staates aus der Wirtschaft bislang an 
seinem eigenen Anspruch scheitern mußte.

II. Die konservativen Reformen im britischen Femmeldewesen

Nimmt man sich das Wahlprogramm der Konservativen aus dem Jahr 1979, dann scheint 
die Telekommunikationspolitik für die Konservative Partei keine zentrale Rolle gespielt 
zu haben. Eine Reform des Post- und Femmeldewesens war im Wahlprogramm der 
Konservativen Partei nicht enthalten. Auch die Privatisierung öffentlicher Unternehmen, 
zu denen das PO ja zählte, war darin noch von untergeordneter Bedeutung (vgl. 
Conservative Party 1979).

Der Schein trügt jedoch. In ihren "Proposals for a Conservative information technology 
policy" vom April 1979 hatte die Konservative Partei eine Reihe von Reformmaßnahmen, 
z.B. die Trennung von Post- und Femmeldewesen, die Liberalisierung des Endgerätemono­
pols und die Zulassung privater Mehrwertdienste, angekündigt (vgl. Pye 1979). Nach der 
gewonnenen Wahl begann die neue Regierung umgehend mit der Realisierung dieser 
Reformen. Bereits in seiner ersten Sitzung mit den leitenden Beamten des Industriemini­
steriums kündigte der neue Industrieminister Sir Keith Joseph die Liberalisierung des 
Monopols für Nebenstellenanlagen und die Zulassung privater Mehrwertdienste an. Noch 
im selben Jahr begann das Industrieministerium, die Verbände der "wider telecommunica­
tions policy community" zu den Fragen der Trennung des Post- und Fernmeldewesens und 
der Liberalisierung des Femmeldemonopols zu konsultieren. 1

1. Der British Telecommunications Act von 1981

Die Pläne der Regierung wurden von Industrieminister Sir Keith Joseph im Juli 1980
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erstmals im Parlament vorgestellt (House of Commons, 21.7.1980:30-40). Demnach sollte 
die konservative Reform des Femmeldewesens drei Schwerpunkte haben:

Erstens sollte, nach einer Übergangszeit von etwa drei Jahren, der Endgerätebe­
reich liberalisiert werden. Ausgenommen hiervon wurde der Telefonhauptanschluß 
sowie die Wartung und Verkabelung privater Nebenstellenanlagen.

Zweitens sollten Private über das öffentliche Fernsprechnetz solche (Mehrwert- 
D ienste anbieten können, die durch British Telecom nicht verfügbar waren. 
Gleichzeitig wurde eine Untersuchung über die Möglichkeiten einer vollständigen 
Liberalisierung von Mehrwertdiensten angekündigt.

Drittens gab das Industrieministerium bekannt, daß es die Zulassung privater 
Übertragungsdienste (z.B. via Satellit) untersucht.

Diese Vorhaben sollten noch in der kommenden Sitzungsperiode des Parlaments in 
Gesetzesform eingebracht werden. An diesem Punkt muß freilich betont werden, daß die 
vorgeschlagenen Liberalisierungsmaßnahmen weder neu noch radikal waren. Sie blieben 
weit hinter dem Stand der Liberalisierung in den USA, dem vielzitierten Vorbild, zurück. 
Die Pläne zur Lockerung des Endgerätemonopols zum Beispiel versprachen nicht mehr, 
als zu jener Zeit in der BRD unter der monopolistischen Regulierungsstruktur ohnehin 
bereits zulässig war.

An eine weitergehende oder gar vollständige Abschaffung des Fernmeldemonopols dachte 
die Regierung zumindest öffentlich noch nicht. Sir Keith Joseph versicherte dem 
Parlament: "The proposals will not destroy the monopoly" (House of Commons, 21.7.1980: 
31). Das Ziel der Regierung sei vielmehr "a combination of a monopoly for the network 
and private enterprise and partnership for all the services that can be provided, either 
added on to the monopoly or in parallel with it" (House of Commons, 21.7.1980: 35).

Das erste Telekommunikationsgesetz der Regierung Thatcher, der British Telecommunica- 
tions Act 1981, das im November 1980 dem Parlament zur Beratung vorgelegt und von
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diesem im Frühjahr 1981 ohne wesentliche Änderungen verabschiedet wurde, folgte diesen 
Zielvorstellungen. Die wichtigsten Bestimmungen des Gesetzes waren:

die Schaffung eines neuen öffentlichen Unternehmens, British T elecommunications 
(BT), dem die Telekommunikations- und Datenverarbeitungsaktivitäten des PO 
übertragen wurden (Sections 1 und 10);

der Anschluß privat beschaffter Endgeräte an das öffentliche Netz wurde, mit 
Ausnahme des Telefonhauptanschlusses, zugelassen;

dem verantwortlichen Minister wurde die Vollmacht erteilt, Lizenzen zu vergeben 
"for the running of any such telecommunications system as is specified in the license" 
(Section 15 Abs. 1);

der Minister wurde ermächtigt, ein Gremium einzurichten, das (nach Konsultation 
des Ministers) Standards für Endgeräte festlegt (Section 16 Abs.l);

Der British Telecommunications Act schuf die rechtliche Grundlage für eine vollständige 
Liberalisierung des britischen Femmeldewesens - er sah die Liberalisierung aber nicht 
zwingend vor. Ob das Femmeldewesen in den kommenden Jahren tatsächlich dem 
Wettbewerb geöffnet würde, unter welchen Bedingungen und in welchem Umfang private 
Wettbewerber tätig werden konnten, das alles blieb der Entscheidung des Industriemini­
sters Vorbehalten. Erst mit der Implementation des Gesetzes in den Folgejahren sollte sich 
die Durchsetzungsfähigkeit konservativer Politik zeigen.

2. Die Implementation des British Telecommunications Act

Die Regierung Thatcher begann unverzüglich, die Handlungsmöglichkeiten, die ihr das 
Gesetz einräumte, zu nutzen. Die Vorbereitungen zur Implementation des Gesetzes 
begannen - in Erwartung seiner sicheren parlamentarischen Verabschiedung - bereits im 
Sommer 1980. Unmittelbar nach der Bekanntgabe der Reformpläne wurden die Post- und
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Femmeldebereiche des PO organisatorisch getrennt, so daß bereits eine Woche nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes am 27. Juli 1981 die Trennung formell vollzogen werden konnte.

Die Liberalisierung des Endgerätemarktes erwies sich als komplizierter und langwieriger 
als erwartet. Durch den Widerstand von BT, der Femmeldegewerkschaft POEU (Post 
Office Engineering Union) und der Femmeldeindustrie waren die Liberalisierungspläne 
in diesem Bereich ohnehin bereits erheblich verwässert worden. BT behielt zunächst sein 
Monopol für den Femsprechhauptanschluß, für die Verkabelung und Wartung privater 
Nebenstellenanlagen und, de facto, für die Bereitstellung des Netzhauptanschlusses 
(master socket). Damit hatte sich BT bereits im Vorfeld der Liberalisierung eine 
dominante Position im Endgerätebereich gesichert.

Im weiteren stieß die Schaffung von effektivem Wettbewerb auf erhebliche praktische 
Probleme. Da BT das Zulassungsmonopol genommen worden war, mußten zunächst neue, 
von BT unabhängige Standardisierungs- und Zulassungsinstitutionen geschaffen werden 
(British Standards Institution, British Approvals Board for Telecommunications). Aufgrund 
der begrenzten Arbeitskapazität der neuen Institutionen erwies sich das Zulassungsverfah­
ren bis zur Mitte der achtziger Jahre als gravierende Wettbewerbsschranke im Endgerät­
ebereich.

In der zweiten Amtszeit der Regierung Thatcher wurde die Liberalisierung des Endgeräte­
marktes weiter getrieben. Im November 1983 wurde die Aufhebung des Monopols für den 
Fernsprechhauptanschluß zum Ende des Jahres 1984 bekannt gegeben. Seit Januar 1985 
können alle, die über einen Standardstecker verfügen - 1986 waren das ca. 20 % der 
privaten Kunden (CSPI 1986: 95) - ihre Endgeräte privat beschaffen. Im Dezember 1986 
wurde BTs Monopol zur Installation von Zusatzsteckern (extension sockets) aufgehoben, 
BT behielt jedoch sein Monopol für den Netzhauptanschluß (PEAT MARWICK 1987:2f.).

Die Liberalisierung des Dienstemarktes war einer der Kernpunkte der konservativen 
Telekommunikationspolitik. Damit sollte privater Initiative die Möglichkeit gegeben 
werden, jene Vielfalt von Kommunikationsdiensten zu entwickeln, die für die konservative 
Vision der "Informationsgesellschaft" notwendig ist. Die Liberalisierung des britischen
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Marktes für Telekommunikationsdienste begann im Januar 1982. Danach konnten private 
Anbieter Lizenzen für solche Mehrwertdienste erhalten, die BT nicht bis zum April 1982 
selbst anbot (Heuermann/Neumann 1985: 50). Im Oktober trat dann eine allgemeine 
Lizenz für Mehrwertdienste in Kraft. Seitdem müssen Mehrwertdienste in Großbritannien 
nicht mehr individuell lizensiert, sondern nur noch, bei Zahlung einer jährlichen Gebühr, 
registriert werden. Die ordnungspolitisch konsequente Lösung, die völlig freizügige 
Nutzung des öffentlichen Netzes durch private Diensteanbieter, wie sie der Ökonom 
Michael Beesley (1981) dem Industrieministerium in einem Gutachten vorgeschlagen 
hatte, wurde von der Regierung jedoch verworfen. Der einfache Wiederverkauf (resale) 
von Sprachdiensten wurde zunächst bis 1989 verboten.

Die ordnungspolitische Inkonsequenz der konservativen Regierung bei der Liberalisierung 
desDienstemarktes wird verständlich, wenn man berücksichtigt, daß das Industrieministeri­
um zur gleichen Zeit bereits Pläne zur Zulassung eines zweiten, privaten Netzbetreibers 
verfolgte. Um die Startbedingungen eines konkurrierenden Netzbetreibers zu verbessern, 
war es durchaus sinnvoll, die Konkurrenz im bestehenden öffentlichen Netz zu begrenzen. 
Bei der Liberalisierung des Netzbereichs hatte das Industrieministerium jedoch ein 
Problem zu lösen: Trotz der Mängel des bestehenden öffentlichen Netzes war die Aussicht, 
in Konkurrenz zu BT ein Fernsprechnetz aufzubauen, für die private Wirtschaft keineswegs 
so attraktiv, wie dies die Regierung gehofft hatte. Das Industrieministerium mußte deshalb 
selbst die Initiative ergreifen, und sich auf die Suche nach einem potentiellen privaten 
Netzbetreiber machen. Es war also nicht private, sondern staatliche Initiative, die 
schließlich im Frühjahr 1981 zur Gründung der Mercury Communications Ltd durch ein 
Konsortium aus Barclays Merchant Bank, British Petroleum und Cable and Wireless 
führte.

Mercury erhielt im Februar 1982 eine auf 25 Jahre befristete Lizenz als privater 
Netzbetreiber mit dem Recht, im Inland alle Telekommunikationsdienste anzubieten. Im 
Juli 1983 wurde Mercury außerdem gestattet, auch im internationalen Verkehr vermittelte 
Dienste anzubieten. Mercury plante den Aufbau eines digitalen Glasfasemetzes zwischen 
26 britischen Städten für den geschäftlichen Fernverkehr. Das Unternehmen hatte dabei 
vor allem jene 300 Großkunden im Visier, mit denen BT ein Drittel seines Umsatzes und
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die Hälfte seiner Gewinne machte (vgl. Garham 1985: 20).

Die Möglichkeiten von Mercury, in Konkurrenz zu BT zu treten, waren freilich dadurch 
beschränkt, daß das Unternehmen zunächst ein eigenes Übertragungsnetz aufbauen mußte. 
Aus ökonomischen Gründen (vgl. Heuermann/Neumann 1985:144ff.) war dabei absehbar, 
daß BT zumindest im Ortsbereich weiterhin für längere Zeit über ein faktisches Monopol 
verfügen würde. Entscheidend für die Entwicklungsmöglichkeiten von Mercury war 
deshalb, daß es die bestehenden Netze von BT mitbenutzen konnte. Diese Frage war 
zwischen beiden Unternehmen lange Zeit heftig umstritten und wurde erst im Oktober 
1985 durch die neue Regulierungsbehörde, das Office of Telecommunications (OFTEL), 
zugunsten von Mercury entschieden.

Insgesamt zeigte sich jedoch, daß der öffentliche Netzbetreiber British Telecom auch ohne 
gesetzliches Monopol eine dominante Position einnehmen und behaupten konnte. Dadurch 
waren den Möglichkeiten zur Schaffung von Wettbewerb auf den Telekommunikations­
märkten deutliche Grenzen gesetzt. Die starke Position von BT - trotz aller Liberalisie­
rungsmaßnahmen - war freilich nicht nur das Resultat eigenen Geschicks, darin spiegelten 
sich auch die Inkonsistenzen der konservativen Telekommunikationspolitik während der 
ersten Amtsperiode der Regierung Thatcher wider. Denn die Schaffung von Wettbewerb 
auf den Telekommunikationsmärkten war zwar ein vorrangiges, aber keineswegs das 
einzige Ziel, das die Regierung im Bereich der Telekommunikation verfolgte. Gleichzeitig 
sollte das öffentliche Fernsprechnetz (ohne staatliche Zuschüsse) modernisiert werden; die 
Versorgungspflichten und sozialen Dienste des öffentlichen Netzbetreibers sollten 
aufrechterhalten werden; und die Exportfähigkeit der britischen Fernmeldeindustrie sollte 
gesteigert werden. Diese Ziele waren nur begrenzt miteinander vereinbar.

Da BT den größten Teil seiner Investitionen selbst finanzierte, mußten Einnahmeausfälle, 
die durch effektiven Wettbewerb hervorgerufen wurden, unmittelbar auf die Investitions­
kraft und das Diensteangebot des Unternehmens zurückwirken. Wenn die Regierung 
aufgrund ihrer restriktiven Budgetpolitik keine zusätzlichen Mittel für BT aufwenden 
wollte, dann blieb ihr zunächst nur ein Ausweg aus diesem Dilemma: Der Wettbewerb mit 
BT mußte zumindest kurzfristig so begrenzt werden, daß die Finanzkraft des Untemeh-
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mens erhalten blieb. Längerfristig war diese Lösung politisch für die Konservativen jedoch 
nicht akzeptabel. Entweder würden die ordnungspolitischen Ziele der Regierung durch die 
marktbeherrschende Stellung von BT konterkariert; oder, sollten sich private Wettbewer­
ber doch durchsetzen, waren ihre industrie- und sozialpolitischen Ziele gefährdet.

3. Die Privatisierung von BT

Mit der Privatisierung von BT, der zweiten großen gesetzgeberischen Maßnahme der 
Regierung Thatcher in der Telekommunikationspolitik, sollte dieses Problem gelöst 
werden. Mit der Umwandlung in eine (private) Aktiengesellschaft sollte BT in die Lage 
versetzt werden, sich auf den Finanzmärkten das notwendige Fremdkapital zur Finanzie­
rung seiner Investitionen zu beschaffen. Die Privatisierungpläne der Regierung wurden im 
Juli 1982 durch den neuen Industrieminister Patrick Jenkin dem Parlament bekanntgege­
ben. Das dazu erforderliche Gesetz, der Telecommunications Act 1984, wurde im Frühjahr 
1984 im zweiten Anlauf verabschiedet.

Der Telecommunications Act von 1984 gibt, wie bereits das Gesetz von 1981, nur 
allgemeine Rahmenregelungen für den Telekommunikationssektor vor. Seine Auswirkun­
gen sollten weitgehend von der konkreten Art seiner Umsetzung abhängen. Dabei standen 
zwei Probleme im Vordergrund: die Form der Privatisierung von BT und die Lizenzbedin­
gungen für die öffentlichen Netzbetreiber. 1

1. Die Regierung Thatcher hatte die Privatisierung zwar als konsequente Fortsetzung ihrer 
Liberalisierungspolitik verstanden, in der Praxis zeigte sich aber, daß die Zusammenhänge 
zwischen Liberalisierung und Privatisierung keineswegs so eindeutig und einfach waren, 
wie die Regierung es geglaubt hatte. Angesichts der (noch immer) marktbeherrschenden 
Stellung von BT stellte sich die Frage, ob BT als Ganzes verkauft werden sollte, oder ob 
es unter ordnungspolitischen Gesichtspunkten nicht geboten wäre, BT aufzuspalten und 
die einzelnen Teile zu privatisieren. Letzteres hätte es ermöglicht, die Marktmacht von BT 
insgesamt zu schwächen und den Wettbewerb im Telekommunikationssektor zu 
intensivieren.
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Die Regierung Thatcher entschied sich in dieser Situation für das kleinste aller Übel aus 
ordnungspolitischer Sicht (vgl. Friedman 1962: 28) - die Schaffung eines privaten (Quasi- 
)Monopols. Für diesen ordnungspolitischen "Sündenfair gab es mehrere Gründe. Der 
Erhalt der Untemehmenseinheit von BT war in erster Linie das Ergebnis eines 
Kompromisses zwischen der Regierung und dem Management von BT. Dabei spielten 
technische Probleme, insbesondere im Rechnungswesen von BT, eine zentrale Rolle. Diese 
Probleme hätten eine Aufspaltung des Unternehmens zwar nicht unmöglich gemacht, aber 
doch um Jahre verzögert. Eine solche Verzögerung war allerdings angesichts des zentralen 
Stellenwertes, den die Privatisierungspolitik inzwischen im strategischen Kalkül der 
konservativen Regierung einnahm (vgl. Abromeit 1986a), politisch unerwünscht gewesen. 
Kurz: Eine schnelle Privatisierung verlangte die Kooperation von BT, diese war aber nur 
um den Preis der Bewahrung der Untemehmenseinheit zu erhalten.

Auch die technische Abwicklung des Verkaufs von BT hatte Auswirkungen auf die 
wettbewerbspolitischen Pläne der Regierung. Die Regierung befand sich bei der 
Privatisierung in einem Dilemma: Eine konsequent verfolgte Liberalisierung der 
Telekommunikationsmärkte hätte zwangsläufig die Marktstellung von BT beeinträchtigt 
und die Profitabilität des Unternehmens reduziert. Dadurch wären jedoch die Attraktivität 
des Verkaufs gemindert und der Verkaufserlös geschmälert worden. Ein rascher Verkauf 
zu günstigen Bedingungen setzte folglich voraus, daß BT profitabel war und auf absehbare 
Zeit bleiben würde - was freilich hieß, daß dem Wettbewerb zu BT politische Grenzen 
gesetzt waren. Für die Regierung hatte der lukrative Verkauf in dieser Situation eindeutig 
Vorrang, die wettbewerbspolitischen Ziele in der Telekommunikationspolitik wurden der 
Privatisierungspolitik untergeordnet.

2. Mit der Umwandlung in eine Aktiengesellschaft hatte BT den gleichen gesetzlichen 
Status wie alle anderen Anbieter von Telekommunikationsdiensten. Das hieß, daß auch 
BT für alle angebotenen Dienste eine Lizenz benötigte. Da der Telecommunications Act 
von 1984 nur einige grundsätzliche Pflichten für einen öffentlichen Netzbetreiber 
festschrieb, sollten die konkreten Handlungsbedingungen von BT entscheidend von der 
Gestaltung dieser Lizenz abhängen. Die Lizenz von BT, die zusammen mit dem Gesetz in
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Kraft trat, enthält eine umfangreiche Liste von insgesamt 53 Bedingungen, die das 
Unternehmen zu beachten hat. Unter anderem wurde BT verpflichtet: 

seine Dienste landesweit anzubieten;
einen Telefonauskunftsdienst, einen Wartungsdienst und einen öffentlichen
Notrufdienst anzubieten;
öffentliche Sprechstellen bereitzustellen;
andere Netze und Dienste an sein Netz anzuschließen;
keine internen Quersubventionierungen zwischen seinen Sprachdiensten und den 
Mehrwertdiensten und Endgeräteaktivitäten vorzunehmen.

Die Lizenz verpflichtet BT außerdem dazu, bestimmte Preise um nicht mehr als die 
allgemeine Preissteigerungsrate minus drei Prozent zu erhöhen (RPI-3-Formel). Mit diesen 
Auflagen sollte sichergestellt werden, daß BT seine bisherigen gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen auch als privates Unternehmen nicht aufgibt. Die Regierung wollte also 
nicht gänzlich dem "freien Spiel der Marktkräfte" vertrauen oder die sozialen Ziele in der 
Telekommunikationspolitik völlig aufgeben. Mit den Lizenzauflagen für BT wurde dem 
zweiten öffentlichen Netzbetreiber, Mercury, gleichzeitig ein politischer Wettbewerbs­
vorteil verschafft. Denn Mercury selbst wurden nicht in gleichem Umfang Auflagen 
gemacht, beispielsweise ist Mercury nicht verpflichtet, seine Dienste landesweit anzubieten 
oder öffentliche Dienste bereitzustellen.

Die Kontrolle sämtlicher Aktivitäten von BT, die in dessen Lizenz geregelt sind, wurde 
einer mit dem Telecommunications Act geschaffenen Regulierungsbehörde, dem Office 
of Telecommunications (OKI EL) übertragen. Außerdem hat das OFTEL eine Vielzahl 
äußerst vielschichtiger Funktionen: Es soll Regulierungsinstanz, Verbraucherrat und 
Politikberatungsorgan in einem sein. Diese Aufgabenfülle steht in deutlichem Gegensatz 
zu dem beschränkten Sanktionspotential, das die neue Regulierungsbehörde besitzt. Das 
OFTEL kann Verstöße gegen Lizenzbestimmungen nicht direkt sanktionieren. Es muß sein 
Anliegen entweder gerichtlich durchsetzen, oder eine Änderung der Lizenzbedingungen 
durch die Monopolkommission herbeiführen (vgl. Heuermann/Neumann 1985: 193f). 
Selbst wenn man berücksichtigt, daß bereits die Androhung eines Gerichtsverfahrens unter 
Umständen ein effektives Sanktionsmittel sein kann, so kann doch bezweifelt werden, daß
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die Eingriffsmittel der Regulierungsbehörde ausreichend sind, um eine wirkungsvolle 
Wahrnehmung ihrer Funktionen zu gewährleisten.

Trotz aller (ordnungspolitischer) Defizite ist die Bilanz der Telekommunikationspolitik der 
Regierung Thatcher in mehrfacher Hinsicht bemerkenswert. Erstens fällt der Umfang der 
vorgenommenen Umgestaltung auf. Vor allem die Zulassung von Netzwettbewerb und die 
Privatisierung des staatlichen Netzbetreibers gehen weit über das hinaus, was in den 
achtziger Jahren in den anderen westeuropäischen Ländern (vor allem auch in der BRD) 
an Reformmaßnahmen im Femmeldewesen durchgesetzt wurde und von der EG- 
Kommission künftig angestrebt wird. Zweitens ist das Tempo erstaunlich, mit dem die 
Transformation der Regulierungsstrukturen vorgenommen wurde. Trotz des durchaus 
vorhandenen Pragmatismus bei einigen Entscheidungen wurden die wichtigsten Schritte 
zur Neuordnung in nur fünf Jahren, zwischen 1979 und 1984, bewältigt, die zentralen 
Entscheidungen fielen zwischen 1980 und 1982. In diesem kurzen Zeitraum wurden in 
Großbritannien all jene Entscheidungen durchgesetzt, die in den USA zuvor das Resultat 
eines Entwicklungsprozesses waren, der etwa ein Vierteljahrhundert gedauert hatte. Dabei 
zeigte sich drittens, daß die Telekommunikationspolitik vor allem im Verlauf der ersten 
Amtsperiode der Regierung Thatcher immer stärker radikalisiert wurde. Die durchgesetz­
ten Reformen gingen schließlich deutlich über die ursprünglich angestrebten Ziele hinaus.

III. Die Folgen der konservativen Telekommunikationspolitik

Es stellt sich natürlich die Frage, welche Folgen die Transformation der Regulierungsstruk­
turen des britischen Telekommunikationssektors, insbesondere die Abschaffung des 
Fernmeldemonopols, bislang hatte. Führte die Liberalisierung der Telekommunikations­
märkte tatsächlich zu größerer Wahlfreiheit und besseren Diensten für die Kunden? 
Wurde BT infolge des Wettbewerbsdrucks und durch die Privatisierung effizienter? 
Konnten die sozialen Leistungen des öffentlichen Netzbetreibers erhalten bleiben?

Die Beantwortung dieser Fragen ist mit erheblichen Risiken verbunden. Zum einen war 
die Politik der konservativen Regierung langfristig angelegt. Kurzfristige Folgen dürfen
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deshalb nicht überinterpretiert werden. Zum anderen macht es die Vielzahl von 
Änderungen innerhalb kürzester Zeit außerordentlich schwierig, bestimmte Folgen 
einzelnen Maßnahmen eindeutig zuzuordnen. Nach zehn Jahren lassen sich aber zumindest 
die bisherigen Kosten und Nutzen der Veränderungen insgesamt bilanzieren.

Die Liberalisierung des Femmeldemonopols hatte bislang in den einzelnen Teilbereichen 
des Monopols höchst unterschiedliche Auswirkungen. Am stärksten betroffen waren die 
Endgerätemärkte. Durch die schrittweise Liberalisierung des Marktes für Fernsprechappa­
rate hat sich die Zahl der Anbieter signifikant erhöht; der Marktanteil von BT sank bis 
1987 auf etwa 60 %. Von diesem Rückgang profitierten aber nicht die britischen 
Hersteller, sondern vor allem Importeure aus dem Fernen Osten; 1986 entfiel ein Drittel 
des gesamten Marktwertes auf Importe (PEAT MARWICK 1987: 18, 22). Da die 
britischen Hersteller die zunehmende Importpenetration nicht durch eine Steigerung ihrer 
Exporte kompensieren konnten, vergrößerte sich das Defizit in der britischen Handelsbi­
lanz für Telefonapparate deutlich. Auch auf dem Markt für private Nebenstellenanlagen 
hat sich die Zahl der Anbieter seit 1981 deutlich erhöht. Dadurch ist der Marktanteil von 
BT bei kleineren Anlagen stetig gefallen; im Gegenzug konnte BT jedoch die Hälfte des 
Marktes für große Nebenstellenanlagen, die BT (bzw. das PO) zuvor nicht angeboten hatte, 
erobern.

Erschwerend für die britische Telekommunikationsindustrie wirkt die Tatsache, daß BT 
unter dem verstärkten Konkurrenzdruck seine Beschaffungspolitik deutlich geändert hat. 
BT verfolgte in den letzten Jahren das Ziel, seine Abhängigkeit von den nationalen 
Herstellern zu reduzieren. Das markanteste Beispiel hierfür war die Entscheidung, ein 
zweites, ausländisches Vermittlungssystem (System Y von Ericsson) in seinem Netz zu 
installieren.

Mit der Liberalisierung der Nutzung des öffentlichen Netzes hat die Zahl der Dienstean­
bieter und der angebotenen Dienste zugenommen. Nach Angaben des Industrieministeri­
um waren im Juli 1986191 Unternehmen mit etwa 760 Diensten registriert (SCS1986:11). 
Über den genauen Umfang des Marktes für Mehrwertdienste liegen jedoch keine 
verläßlichen Angaben vor; die Zahl der tatsächlich angebotenen Dienste dürfte erheblich
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niedriger sein.

Die Intensität des Netzwettbewerbs ist derzeit noch gering, obwohl Mercury inzwischen 
über ein eigenes Übertragungsnetz verfugt. Seit März 1986 bietet Mercury landesweit 
einen vermittelten Telefondienst an; im Juli 1986 wurde ein lokaler vermittelter 
Telefondienst für die Londoner City aufgenommen. Die Nachfrage nach den Diensten von 
Mercury bei den britischen Unternehmen, der Hauptzielgruppe des neuen Netzbetreibers, 
war bislang jedoch zurückhaltend, obwohl Mercurys Preise im Durchschnitt 15 - 20 % unter 
denen von BT liegen. Mercurys Marktanteil dürfte am Ende der achtziger Jahre kaum über 
dem selbstgesteckten Ziel von 5 % liegen, so daß BT auf absehbare Zeit der dominante 
Netzbetreiber bleiben wird.

Die einschneidendsten Auswirkungen hatte die Telekommunikationspolitik der Regierung 
Thatcher auf British Telecom. BT reagierte auf die Umgestaltung der ordnungspolitischen 
Rahmenbedingungen im Telekommunikationssektor mit einer radikalen Kommerzialisie­
rung seiner Unternehmenspolitik. Dies betraf die Organisation, die Personal- und 
Gebührenpolitik, sowie das Diensteangebot und die Dienstequalität.

Nach der Trennung vom PO hat BT eine weitreichende Änderung der Organisa­
tionsstrukturen durchgeführt (vgl. Heuermann/Neumann 1985: 314ff.). Das Kernstück 
dieser Organisationsreform war die Abschaffung des zentralistischen Verwaltungsaufbaus. 
Die Organisationsstruktur wurde dezentralisiert und in den einzelnen Unternehmensberei­
chen Profit Centers (d.h. selbständige Unternehmensteile mit eigener Gewinn- und 
Kostenkontrolle) eingerichtet. Dadurch sollte das Unternehmen künden- und marktorien­
tierter werden, und außerdem wurden hiermit die organisatorischen Voraussetzungen für 
eine Regulierung des Unternehmens geschaffen.

Gleichzeitig änderte BT seine Personalpolitik. Zum einen griff das Unternehmen bei der 
Besetzung von Führungspositionen verstärkt auf Kräfte aus der Privatwirtschaft zurück; 
insgesamt wurden 10 -15 % der leitenden Positionen mit externen Kräften besetzt. Zum 
anderen hat BT mit einer kontinuierlichen Reduktion seines Personals begonnen. 
Zwischen 1981 - dem Jahr mit dem höchsten Personalstand - und 1986 ging die Zahl der
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Beschäftigten durch natürliche Abgänge und vorzeitige Pensionierungen um jährlich 4 000 - 
5 000 zurück; in den kommenden Jahren soll die Personalreduktion fortgesetzt werden. 

Der Personalabbau hatte zur Folge, daß die Arbeitsbelastung für die Beschäftigten 
zugenommen hat. So stiegen die durchschnittlichen wöchentlichen Überstunden des 
technischen Personals deutlich an (BTUC 1986:10).

Die "Kommerzialisierung" von BT zeigt sich am deutlichsten in der Gebührenpolitik. Noch 
vor den Liberalisierungsentscheidungen begann BT, seine Gebührenstrukturen in 
mehreren Schritten an die Kostenstrukturen anzupassen und interne Subventionierungen 
abzubauen, (vgl. Heuermann/Neumann 1985:299ff.). Insgesamt wurden die Gebühren für 
Ortsgespräche und Grundgebühren stark erhöht, die Gebühren für Ferngespräche und 
Auslandsgespräche dagegen gesenkt. Dadurch wurden vor allem die privaten Haushalte 
stärker belastet.

Der drohende Wettbewerb mit Mercury und privaten Diensteanbietern wirkte sich deutlich 
auf das Diensteangebot und die Dienstequalität von BT aus. Dabei sind sowohl positive als 
auch negative Effekte festzustellen. Zum einen erweiterte BT als Reaktion auf den Verlust 
seines Monopols sein Diensteangebot und führte zum Beispiel neue Dienste für den 
schnellen und sehr schnellen Datenverkehr ein. Außerdem forcierte BT die Modernisie­
rung seines Netzes deutlich. Gleichzeitig verschlechterte sich jedoch die Qualität einiger 
Dienste und Leistungen von BT. Die Qualität der Dienste von BT wurde 1987 zu einem 
zentralen Thema der öffentlichen Diskussion in Großbritannien. Beklagt wurden häufige 
Störfälle, lange Wartezeiten bei Montage und Reparatur, fehlerhafte Gebührenrechnun­
gen, defekte öffentliche Fernsprecher u.a.m. Der britische Verbraucherbund wählte BT 
zum"schlechtestenöffentlichenServiceGroßbritanniens"(Handelsblatt,ll./12.9.1987:29).

Insgesamt hat die Telekommunikationspolitik der Regierung Thatcher zu einer neuen 
Konstellation von "Gewinnern" und "Verlierern" geführt. Die Kosten der Reformen wurden 
deutlich asymmetrisch verteilt (Hills 1986:97, Morgan 1987:48ff.). Der Hauptgewinner der 
konservativen Reformen war BT selbst. BT konnte sich zu einem kommerziellen 
Unternehmen entwickeln, das aufgrund seiner dominanten Marktstellung weder durch 
neue Wettbewerber, noch durch die staatliche Regulierung im Kernbereich seiner
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Aktivitäten entscheidend eingeschränkt ist. Zu den Gewinnern der konservativen 
Reformen zählen auch die geschäftlichen Nutzer von Telekommunikationsdiensten. Die 
Liberalisierung des Ferameldemonopols brachte ihnen größere Wahl- und Nutzungsfrei­
heiten bei Endgeräten, ein besseres Diensteangebot und niedrigere Gebühren. Sie mußten 
dafür aber in einzelnen Bereichen auch eine schlechtere Dienstequalität in Kauf nehmen. 
Während für die geschäftlichen Nutzer die Gesamtbilanz dennoch positiv ist, dürften bei 
den privaten Haushalten die Nachteile der konservativen Telekommunikationspolitik 
überwiegen. Für die Mehrheit der privaten Haushalte sind die neuen Wahlmöglichkeiten, 
die die Liberalisierung des Femmeldemonopols eröffnete, entweder noch nicht verfügbar 
oder nur von begrenztem Nutzen. Selbst dort, wo sie gegeben sind, mußten dafür deutlich 
höhere Gebühren und eine schlechtere Dienstequalität in Kauf genommen werden. Zu den 
Verlierern der Reformen zählen auch die Beschäftigten von BT und ihre Gewerkschaften. 
Die Beschäftigten mußten einen kontinuierlichen Abbau von Arbeitsplätzen und eine 
Erhöhung der Arbeitsbelastung hinnehmen; die Gewerkschaften erlitten eine deutliche 
Schwächung ihrer Verhandlungsmacht gegenüber dem Unternehmen. Der Hauptverlierer 
der konservativen Telekommunikationspolitik war freilich die britische Fernmeldeindu­
strie. Ihre engen Bindungen an den öffentlichen Netzbetreiber wurden gelöst; die 
Unternehmen sehen sich verstärkter Importkonkurrenz ausgesetzt, ohne daß sich ihre 
Exportchancen verbessert hätten.

IV. Vom Monopol zum Wettbewerb?

Trotz der Vielzahl von Reformmaßnahmen führte die Telekommunikationspolitik der 
Regierung Thatcher zu einem ordnungspolitisch suboptimalen Ergebnis. Nach zehn Jahren 
finden wir im Telekommunikationssektor zum einen weniger Wettbewerb als erhofft und 

zum anderen mehr Staat als erwartet.

Die Gründe für die wettbewerbspolitischen Defizite sind paradox: Einerseits war die 
Regierung nicht radikal genug in ihrer Politik, andererseits war sie zu radikal. Erstens 
fehlte es der konservativen Regierung bei einigen wichtigen Entscheidungen an 
marktwirtschaftlicher "Prinzipientreue". Auch in Großbritannien waren dem Triumph der

194



Ideologie politische Grenzen gesetzt. Beispiele für derartige ordnungspolitische 
"Sündenfälle” sind die Einschränkungen bei der Liberalisierung der Endgeräte- und 
Dienstemärkte, aber auch die Erhaltung der Organisationseinheit bei der Privatisierung 
von BT. In diesen Fällen kamen zum einen die ideologischen Inkonsistenzen und 
Zielkonflikte innerhalb der konservativen Regierung deutlich zum Ausdruck. Die 
Konservativen wollten weder bei der Modernisierung der Netzinfrastruktur noch bei der 
Erbringung sozialer Dienste oder bei der Stärkung der internationalen Wettbewerbsfähig­
keit der nationalen Femmeldeindustrie gänzlich auf die Kräfte des Marktes vertrauen und 
mußten dafür Wettbewerbsrestriktionen zugunsten des dominanten öffentlichen 
Netzbetreibers in Kauf nehmen. Hinzu kamen die Zwänge zum Kompromiß vor allem mit 
BT, um die angestrebten Reformen überhaupt durchführen zu können.

Zweitens erfolgte die Umsetzung der Reformpläne der Regierung zu radikal und untergrub 
damit deren Erfolg. Denn aus der Tatsache, daß sich die einzelnen Maßnahmen zu einem 
theoretisch konsistenten Konzept zusammenfassen lassen folgt noch nicht notwendig, daß 
sie sich alle auch gleichzeitig realisieren lassen. Sie können sich, das zeigte die Praxis, auch 
gegenseitig blockieren und in ihren Wirkungen aufheben. Die Radikalität des Gesamtpro­
gramms erzwang selbst den Kompromiß und die Aufgabe einzelner, auch wichtiger Ziele. 
Dieses selbstdestruktive Potential der konservativen "Revolution" entfaltete vor allem in 
zwei Entscheidungskonstellationen seine Wirkung: Bei der gleichzeitigen Liberalisierung 
des Dienstemarktes (Wettbewerb im Netz) und der Zulassung eines zweiten öffentlichen 
Netzbetreibers (Wettbewerb zum Netz); und bei der Privatisierung von BT, wo zwischen 
der Intensivierung des Wettbewerbs (durch Aufteilung von BT) und der raschen 
Privatisierung entschieden werden mußte. Eine ordnungspolitisch optimale Lösung war in 
diesen Situationen kurzfristig nicht zu erreichen. Nicht uninteressant ist freilich, daß in 
beiden Fällen jene Option ausgewählt wurde, deren unmittelbares Wettbewerbspotential 
geringer war.

Nun könnte argumentiert werden, daß die wettbewerbspolitischen Defizite der konservati­
ven Telekommunikationspolitik zumindest langfristig reparabel wären. Es kann jedoch 
bezweifelt werden, ob dies ohne weitere staatliche Interventionen zu erreichen sein wird. 
Damit würde ein Zustand festgeschrieben, der bereits in den vergangenen Jahren die
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britische Telekommunikationspolitik kennzeichnete: Auch nach der Transformation der 
Regulierungsstrukturen werden die britischenTelekommunikationsmärkte keineswegs nur 
von "proper market disciplines" gesteuert, sondern sind in erheblichem Umfang reguliert. 
Der angestrebte Rückzug des Staates aus dem Femmeldewesen erwies sich bislang als

1986: 189). Die Vielzahl von Auflagen, die BT in seiner Lizenz gemacht wurden, zeugen 
davon ebenso wie die Fülle von Aufgaben, die die neu geschaffene Regulierungsbehörde - 
mit wenig Personal und geringem Sanktionspotential - wahrnehmen muß. Das Ergebnis 

der Telekommunikationspolitik der Regierung Thatcher ist keinesfalls eine "Deregulie­
rung", sondern allenfalls eine Re-Regulierung des Femmeldewesens (vgl. Junne 1987). 
Zwar haben sich die Ziele und die Instrumente staatlicher Intervention geändert, ob ihr 
Umfang insgesamt abgenommen hat, das kann aber zumindest bezweifelt werden. Die 
politischen Ziele und Eingriffe sind allenfalls transparenter geworden als in der alten 
Regulierungsstruktur mit ihrer diskreten Zielvernetzung, die Regulierungsentscheidungen 
unabhängiger von tagespolitischen Einflüssen.

Angesichts der Marktmacht von BT ist auch nicht zu erwarten, daß die Notwendigkeit 
staatlicher Regulierung in absehbarer Zeit abnehmen wird. Im Gegenteil, sollen die 
ordnungspolitischen Vorsätze der Regierung nicht am faktischen Monopol von BT in 
zentralen Bereichen scheitern, dann bedarf es künftig ständiger politischer Interventionen 
und Regulierungsmaßnahmen. Das Fehlen ökonomischen Wettbewerbsdrucks muß durch 
staatliche Interventionen ersetzt, das Fehlen ökonomischer Unsicherheiten muß durch 
politische Unsicherheiten kompensiert werden. Die anstehenden Entscheidungen über die 
Zulassung des einfachen Wiederverkaufs von Sprachdiensten und eines weiteren 
Netzbetreibers sind zwei Beispiele für jene politischen Risiken, denen sich der marktbe­
herrschende Netzbetreiber ausgesetzt sieht. In dieser Perspektive erscheint die Liberalisie­
rung der Telekommunikationsmärkte nicht als einmalige Maßnahme (bzw. Bündel von 
Maßnahmen), sondern als dynamischer Prozeß, der permanenter staatlicher Kontrolle und 
Intervention bedarf. Kurz: "Deregulation is politicization" (Tunstall 1985: 203). Noch 
immer gilt für das britische Femmeldewesen: "Given the structure of UK telecommu­
nications, which still makes government agencies the determinant of market entry, the 
scale and effectiveness of competition ultimately remain a matter of political will"
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(Solomon 1986: 192).

Mit der Liberalisierung der Telekommunikationsmärkte ist der Staat also nicht aus der 
Pflicht entlassen, sondern erst recht in die Pflicht genommen. Der Wunsch der Regierung 
Thatcher nach einem Rückzug des Staates aus der Wirtschaft scheiterte in der Praxis 
(zumindest bislang und auf absehbare Zeit) an seinem eigenen Anspruch.
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